
Anfrage 

der Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen 

an den Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten­
schutz 

betreffend Bürokratiebremse bei Antrag auf Ersatz nach Epidemiegesetz: Fol­
geanfrage 

Am 20. Juli 2020 hat sich das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege 
und Konsumentenschutz in einem Schreiben mit dem Betreff: "COVID 19, Kostentra­
gung des Bundes gemäß EpG 1950 - 2. Erlass: Vollziehung der Berechnung des 
Verdienstentgangs gemäß EpG 1950" an alle Landeshauptleute gewendet. Der in 
dem Schreiben kommunizierte Erlass des Ministeriums solle an die betrauten Be­
zirksverwaltungsbehörden weitergegeben werden, so die Aufforderung in dem 
Schreiben. 

Gemäß§ 32 Abs. 3 des Epidemiegesetzes 1950 können Unternehmen, deren Mit­
arbeiter_innen behördlich abgesondert wurden, also aufgrund von Covid-19-
Verdacht unter behördlich verordnete Quarantäne gestellt wurden, einen Antrag 
auf Ersatzzahlung stellen. Um die Ersatzzahlung zu erhalten muss binnen sechs 
Wochen ein Antrag an die Behörde, die den Bescheid zur Absonderung erteilt hat, 
eingebracht werden. In der Praxis zeigt sich jedoch, dass für Anträge verschiedener 
Antragsteller noch keine Zahlungen erfolgt sind. Wie eine Stellungnah-
me der Vorarlberger Landesregierung [1] zeigt bestehen hier auch keine Bemühun­
gen die Verfahren zu verlängern sondern eher die Verfahren weiter hinauszögern: 

„{6b) Über einen Antrag auf Vergütung des Verdienstentgangs ist ohne unnötigen Aufschub, 
spätestens aber zwölf Monate nach dessen Einlangen zu entscheiden." 
Gerade für Massenverfahren, wie sie in diesem Zusammenhang bereits anhängig bzw. zu 
erwarten sind, ist eine längere Entscheidungsfrist geboten bzw. rechtfertigbar (vgl. VfSlg. 
16.751/2002). 

Quelle: 

Vorarlberger Landesregierung, Schreiben vom 09. Jänner 2021, GZ: 2021-
0.014.268, Abänderungsantrag betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Epide­
miegesetz 1950 und das COVID-19-Maßnahmengesetz geändert werden (1197/A); 
Entwurf; Stellungnahme 

5369/J 1 von 2

vom 15.02.2021 (XXVII. GP)

www.parlament.gv.at



Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

Anfrage: 

1. Wie viele Anträge auf Ersatzzahlungen gemäß § 32 Epidemiegesetz wurden im 
Jahr 2020 und 2021 insgesamt bereits gestellt? (Bitte um Auflistung nach Bun­
desland und Monat) 

2. Wie viele Anträge auf Ersatzzahlungen gemäß § 32 Epidemiegesetz wurden be­
reits bearbeitet? (Bitte um Auflistung nach Bundesland und Monat) 

3. Wie viele Anträge auf Ersatzzahlungen gemäß § 32 Epidemiegesetz wurden be­
reits bewilligt? (Bitte um Auflistung nach Bundesland und Monat) 

4. Wie viel Geld wurde 2020 für die Ersatzzahlungen gemäß § 32 Epidemiegesetz 
an Unternehmen ausbezahlt? (Bitte um Auflistung nach Bundesland) 

5. Wie viel Geld wurde 2021 bisher für die Ersatzzahlungen gemäß§ 32 Epidemie­
gesetz an Unternehmen ausbezahlt? (Bitte um Auflistung nach Bundesland) 

6. Welchen Umfang hat das Antragsformular in Seiten, wenn der Ersatz für einen 
Mitarbeiter beantragt wird? 

7. Wie lange dauert die Bearbeitung eines Antrages im Durchschnitt (Bitte um Auf­
listung nach Bundesland) 

8. Wie hoch ist das geplante Budget für Ersatzzahlungen gemäß § 32 Epidemiege­
setz? 

9. Wie reagieren Sie auf den Wunsch der Vorarlberger Landesregierung, die Verfah­
ren noch weiter zu verzögern? 
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